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TEIL I:  PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN MIT
PLANZEICHENERKLARUNG

zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013-11*

1. Planungsrechtliche Festsetzungen
(8 9 BauGB und 88 1-23 BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung §9(1)1 BauGB
W A 1.1.1  Aligemeines Wohngebiet (WA) 8§84 BauNVO
1.1.1.1 Zulassig im WA sind folgende Nutzungen: 8§84 (2) BauNVO

1. Wohngebaude,

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden sowie
nicht storende Handwerksbetriebe,

3. Anlagen fur gesundheitliche Zwecke.

1.1.1.2 Nicht zulassig im WA sind folgende Nutzungen: 8§81 (5 BauNVO
1. Schank- und Speisewirtschaften
2. Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche
Zwecke.

1.1.1.3 Ausnahmsweise sind im WA nach § 4 (3) BauNVO 1(5) BauNVO
folgende Nutzungen zuldssig:
1. sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe,
2. Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

1.1.1.4 Die Nutzungen nach § 4 (3) BauNVO: §1(6)1 BauNVO
1. Anlagen fir Verwaltung,
2. Gartenbaubetriebe,
3. Tankstellen

werden gem. § 1 (6) 1 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und sind daher nicht zulassig.

1.2 MaR der baulichen Nutzung 8§9(1)1 BauGB
(* Zahlenwerte sind nur Beispiele)
*| 1.2.1  Hochstzulassige Zahl der Vollgeschosse entsprechend 8§16 (2) 3 BauNVO
Il Planeintrag § 20 BauNVO
1.2.2 Hochstzulassige Grundflachenzahl entsprechend §16 (2) 1 BauNVO
GRZ 04 Planeintrag §19(4) BauNVO

Die zulassige Grundflache darf durch die Grundflache von
baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache bis zu
einer Grundflachenzahl von max. 0,8 tberschritten werden.

x| 1.2.3 Hobchstzulassige Geschossflachenzahl entsprechend 8§16 (2) 2 BauNVO/
GFZ0,7 Planeintrag §20(2) BauNVO
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WH 1.2.4

gemal Planeintrag

1241

GH 1.2.5

gemah Planeintrag

1251

Die Geschol3flache ist nach den AuRenmafen der Gebaude
in allen Vollgeschossen zu ermitteln.

Hochstzulassige Wandhohe (WH) in Meter bergseitig Uber
vorhandenem Geléande entsprechend Planeintrag

Untere Bezugshohe zur Bemessung der hdchstzuldssigen
Wandhdéhe ist die vorhandene mittlere Gelandehdhe entlang
des geplanten Gebaudes bergseitig.

Obere Bezugshthe ist beim geneigten Dach der
Schnittpunkt der AuRenwand bis Oberkante (OK) Dachhaut,
beim Flachdach bis OK Attika.

(Siehe  hierzu  Anlage: Beispiele 1-3 zu den
Nutzungsschablonen. Verbindlich sind die Festsetzungen im
Planteil bezogen auf die konkreten
Grundstucksverhaltnisse).

Hochstzulassige Wandhohe (WH) in Meter Uber mittlerer
angrenzender Strallenhthe entsprechend Planeintrag

In den im zeichnerischen Teil mit Nutzungsschablone ,A"
gekennzeichneten Gebieten liegt die untere Bezugshohe zur
Bemessung der hochstzulassigen Wandhohe 0,30 m Uber
der mittleren StralRenhdhe entlang des geplanten Gebaudes.
Obere Bezugshthe ist beim geneigten Dach der
Schnittpunkt der AuBRenwand bis Oberkante (OK) Dachhaut,
beim Flachdach bis OK Attika.

Hochstzulassige Gebaudehéhe (GH) in Meter bergseitig
Uber vorhandenem Gelénde entsprechend Planeintrag

Untere Bezugshohe zur Bemessung der hdchstzuldssigen
Gebaudehohe ist die vorhandene mittlere Gelandehthe
entlang des geplanten Gebaudes bergseitig.
Obere Bezugshohe ist beim geneigten Dach Oberkante
(OK) Firstziegel, beim Flachdach OK Attika.

(Siehe  hierzu  Anlage: Beispiele 1-3 zu den
Nutzungsschablonen. Verbindlich sind die Festsetzungen im
Planteil bezogen auf die konkreten
Grundstucksverhaltnisse).

Hochstzulassige Gebaudehdhe (GH) in Meter Uber mittlerer
angrenzender Strallenhthe entsprechend Planeintrag

In den im zeichnerischen Teil mit Nutzungsschablone ,A"
gekennzeichneten Gebieten liegt die untere Bezugshohe zur
Bemessung der hdochstzulassigen Gebaudehthe 0,30 m
Uber der mittleren StralRenhdéhe entlang des geplanten
Gebaudes.

Oberer Bezugspunkt zur Bemessung der hdchstzulassigen
Gebaudehthe ist beim geneigten Dach Oberkante (OK)
Firstziegel, beim Flachdach OK Attika.

§16 (2) 4 BauNVO

§18 (1)

BauNVO

§16 (2) 4 BauNVO

§ 18 (1)

BauNVO

8§16 (2) 4 BauNVO

§ 18 (1)

BauNVO

8§16 (2) 4 BauNVO

§18 (1)

BauNVO
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1.3

131

1.4

14.1

15

E 1.5.1

1.6

16.1

1.6.2

V)

E 1.6.3

1.7

Bauweise
abweichende Bauweise

Abweichend von der offenen Bauweise sind bei Gebauden
und Gebaudegruppen Gebaudeldngen bis max. 30 m und
Gebaudetiefen bis max. 15 m zulassig.

Hochstzuladssige Zahl der Wohneinheiten

Die hochstzulassige Zahl der Wohnungen betragt:

- bei Wohngebauden mit bis zu 2 Vollgeschossen max. 7
Wohnungen

- bei Wohngebauden mit 3 Vollgeschossen max. 10
Wohnungen

Uberbaubare Grundstiicksflachen
Baugrenzen

Uberschreitungen gem. 8§ 5 Abs. 6 LBO
(Landesbauordnung) sind zulassig.

Offentliche Verkehrsflachen

Die Unterteilung der festgesetzten Verkehrsflache in
verschiedene Funktionen (z.B. Verkehrsflache/Gehweg) hat
nachrichtlichen Charakter.

StraRenbegrenzungslinie
Verkehrsflache / Gehweg
StraRenbegrenzungslinie

Offentliche Verkehrsgriinflachen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flachen fur Garagen, Carports und Stellplatze

Garagen, Carports und offene Stellplatze sind innerhalb und
aufRerhalb der tGberbaubaren Grundstticksflache zulassig.

Garagen mit Zufahrt senkrecht zur ErschlieBungsstral3e sind
mit mindestens 5,00 m Abstand zur Offentlichen
Verkehrsflache zu errichten. Ansonsten sind Garagen und
Carports mit mindestens 0,5 m Abstand zur 6ffentlichen
Verkehrsflache zu errichten.

§9(1)2

§22 (4)

§9(1)6

§9(1)2

§23(1,3)

§9(1) 11

§9 (1) 11

§9 (1) 11

§9 (1) 11

§9(1)4

BauGB

BauNVO

BauGB

BauGB

BauNVO

BauGB

BauGB

BauGB

BauGB

BauGB
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1.8

1.9

1.10

1.11

1.12

:: 1-12.1

1.12.2

Flachen fur Aufschuttungen, Abgrabungen und Stutz-
mauern soweit sie zur Herstellung des StralBenkorpers
erforderlich sind

Zur Herstellung des StraBenkorpers der 6ffentlichen
Verkehrsflachen kénnen folgende MalRhahmen erforderlich
werden, die auf den an die offentlichen Verkehrsflachen
angrenzende Grundsticke, entlang der Grundsticks-
grenzen zu dulden sind:

- unterirdische Stutzbauwerke ab Hinterkante Randstein

- Abgrabungen und Aufschittungen ab Grundstiicksgrenze
bis auf die, auf Grund der notwendigen Bdschungs-
neigungen und dem vorhandenen Gelande, erforderlichen
Tiefen und Hohen.

Flachen fir Nebenanlagen

Bauliche Nebenanlagen gem. § 14 (1+2) BauNVO sind
innerhalb und aul3erhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflache zulassig.

Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO sind, soweit es sich
um Gebaude oder Gebdaudeteile handelt, bis zu einer
maximalen GrofRe von 30 m? zulassig.

Nebenanlagen gem. § 14 (2) BauNVO:

Die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizitat, Gas,
Warme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser
dienenden Nebenanlagen sind in den privaten Grundstiicken
zu dulden. Dasselbe gilt auch fur Kennzeichen und
Hinweisschilder fur ErschlielBungsanlagen.

Fuhrung von Versorgungsanlagen und -leitungen
Samtliche Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch
zu fuhren.

Begrunung von Tiefgaragen

Tiefgaragen sind mit mindestens 40 cm Erde zu
Uberdecken. Tiefgaragendacher sind als Ansaat- und
Pflanzflachen zu begrinen. Sichtbare Betonwande von
Tiefgaragen und Tiefgaragenzufahrten sind einzugrinen.

Sonstige Festsetzungen durch Planzeichen
Planbereich
Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des

Bebauungsplanes

Abgrenzung von unterschiedlicher Art und Mal3 der
baulichen Nutzung

§9(1)26 BauGB

§9(1)4

BauGB

§9(1) 13 BauGB

§9(1) 20 BauGB

8§89 (7)

§ 16 (5)

BauGB

BauNVO
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1.12.3 Nutzungsschablone

Fullschema der Nutzungsschablone

1 — Art der baulichen Nutzung
2 — hochstzulassige Zahl der Vollgeschosse

3 — hochstzulassige Grundflachenzahl (GRZ)
4 — hochstzulassige Geschol3flachenzahl (GFZ)

5 — hdchstzulassige Wandhdhe (WH) in m bergseitig Gber vorhandenem
mittleren Gelande / Gber angrenzender mittlerer StraRenhéhe

D~ N

~NOT W

6 — hochstzulassige Gebaudehthe (GH) in m bergseitig Uber vorhande-
nem mittleren Gelénde / tGber angrenzender mittlerer StraRenhdhe

2.2

2.3

\

7 — Bauweise

2. Hinweise
2.1 Sonstige Planzeichen (keine Festsetzung)
O vorhandene Grundsticksgrenzen
geplante Grundstiicksgrenzen
Flursticknummern
456/1

vorhandene Wohn- und Nebengebaude

Bestands-Gelandehdhen in Meter Uber NN

Unterirdische Leitungen
Vor jeglichen Bauarbeiten ist bei den Versorgungstragern der
Leitungsbestand zu erheben.

Archéaologische Denkmalpflege

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile,
Knochen) oder Befunde (z. B. Mauern, Gréber, Gruben, Brandschichten)
entdeckt werden, ist die Archaologische Denkmalpflege beim
Regierungspréasidium Tubingen unverziglich zu benachrichtigen. Fund
und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens bis
zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverandert im Boden zu
belassen. Die Madoglichkeit zu sachgerechter Fundbergung und
Dokumentation ist einzurdumen.

Auf 8 20 DSchG (Denkmalschutzgesetz) wird verwiesen.

Merowingerzeitliches Reihengraberfeld
Im Planungsgebiet liegt das bekannte Kulturdenkmal gem. 82 DSchG
.Merowingerzeitliches Reihengréberfeld. Trotz der bestehenden
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Bebauung ist damit zu rechnen, dass Bodeneingriffe, wie sie kinftig auch
im Zuge der Innenverdichtung zu erwarten sind, hier weitere Gréaber
zutage fordern werden.

Es wird angeregt, frihzeitig im Vorfeld von Bodeneingriffen (auch im
Rahmen von Abbrucharbeiten, Leitungstrassen etc.) auf Kosten des
Planungstragers den Humusabtrag / Oberbodenabtrag im Bereich der
Bodeneingriffsflachen  zeitlich vorgezogen in  Anwesenheit eines
Vertreters der Archdologischen Denkmalpflege durchzufiihren.

Dies betrifft insbesondere auch die unbebauten Freiflachen. Fir diese
Arbeiten ist ein ausreichend grof3es Zeitfenster bis zum Baubeginn
freizuhalten, da mit wissenschaftlichen Ausgrabungen/Dokumentationen
in Bereichen archéologischer Befunde (Kulturdenkmale gern. § 2 DSchG)
zu rechnen ist. Diese Malinahme frihzeitig durchzufihren, ist im
Interesse des Planungstragers sowie der Bauherren, da hiermit
Planungssicherheit erreicht werden kann und Wartezeiten durch
archaologische Grabungen

vermieden oder minimiert werden koénnen. Eine schriftliche
Terminvereinbarung ist notwendig. Sollten sich hierbei arch&ologische
Befunde zeigen, ist im Anschluss daran mit wissenschaftlichen
Ausgrabungen zu rechnen. Wir weisen darauf hin, dass im Falle einer
notwendigen Rettungsgrabung durch das Ref. 86 die Bergung und
Dokumentation der Kulturdenkmale durch den Planungstrager finanziert
werden muss.

2.4 Wasser- und Bodenschutz
Bei allen Bau- und PlanungsmafRnahmen sind die Grundsatze des
schonenden und sparsamen Umgangs mit Boden (§ 4 BodSchG, 8§ 1,

202 BauGB, 88 1, 2 NatSchG) =zu bericksichtigen. Die
Bodenschutzbehérden sind zu beteiligen (88 5, 6 BodSchG).

Der im Zuge der Baumaflinahmen anfallende Erdaushub ist moglichst im
Plangebiet zu verwerten. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige
Mindestmald zu beschranken.

Beim Umgang mit humosem Oberboden und kulturfahigem Unterboden
sind beziglich Aushub, Zwischenlagerung und Verwertung die Vorgaben
der DIN 19731 ,Verwertung von Bodenaushub" und die DIN 18915
»vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten" zu beachten.

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte
unvermeidliche Bodenbeeintrachtigungen (z. B. Verdichtungen) auf das
engere Baufeld beschrankt bleiben. Im Bereich von Vegetationsflachen
sind ggf. eingetretene Bodenverdichtungen durch tiefe Bodenlockerung zu
beseitigen.

Baustoffe, Bauabfadlle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass
Stoffeintrage bzw. Vermischungen mit Bodenmaterial auszuschlie3en sind.

2.5 Regenwasser
Die Versickerung von schédlich verunreinigtem Regenwasser ist
unzulassig.
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2.6

2.7

2.8

2.10

Beleuchtung
Fur die Beleuchtung der offentlichen Verkehrsflachen im Plangebiet sind
insektenfreundliche Leuchtmittel vorzusehen.

Dachbegrinungen

Um das anfallende Dachflachenwasser zu minimieren, sind Dacher (inkl.
Carports) mit einer Neigung bis 15° extensiv oder intensiv zu begriinen
(extensiv: min. 10 - 15 cm Substratstarke / intensiv: Mindestsubstratstérke
35 cm).

Grundwasserschutz

Aufgrund der topographischen Gegebenheiten kann moglicherweise
Hangwasser auftreten. In diesem Zusammenhang wird auf § 100 WHG
hingewiesen.

Es wird grundsatzlich empfohlen, fir anstehende ErschlieBungs- und
Grundungsmafnahmen, aber auch hinsichtlich der Versickerungsfahigkeit
der anstehenden Schichten bezogen auf eine ordnungsgemale dezentrale
Niederschlagswasserbeseitigung ein Baugrundgutachten erstellen zu
lassen.

Technische Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen

Passive Schallschutzmafinahmen

- Die AuRenbauteile der Aufenthalts- und Ruherdume (z. B. Biro,
Wohnzimmer, Wohnkiiche, Schlafzimmer, Kinderzimmer usw.) sollten
gemal den Anforderungen der DIN 4109 Schallschutz im Hochbau
ausgefihrt werden.

- Die zur Liftung der Ruheraume (z.B. Kinderzimmer, Schlafzimmer,
Gastezimmer usw.) benétigten Fensteréffnungen sollten auf die zur
Bahntrasse bzw. Max-Caspar-Stra3e abgewandte Gebaudeseite orientiert
werden.

- Ausnahmen von der in Ziffer 2.9 - 2.Spiegelstrich genannten
Orientierungspflicht kénnen zugelassen werden, wenn alle anderen
Ruherdume der Geb&ude die o0.g. Orientierung aufweisen und wenn
gleichzeitig eine Unterbringung von Fensterdffnungen von weiteren
Ruherdumen an der betreffenden Gebaudeseite unter der Voraussetzung
von funktional befriedigenden Raumzuschnitten unmoglich ist (z.B. bei
Uberdurchschnittichem Bedarf an Ruheraumen, etc.) und wenn die
betreffenden R&ume ersatzweise mit ausreichend dimensionierten,
schallgedampften  Liftungsanlagen (z.B. mechanisch unterstitzte
Fensterrahmenliftung, Einzellufter, etc.) ausgestattet werden.

Hohensystem

Die im Plan eingetragenen Hohen beziehen sich auf das "Deutsche
Haupthohennetz 1912, abgekirzt ,DHHN 12" (Angaben in m tber Normal
Null).
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3. Anlagen zum Bebauungsplan

3.1 Lageplan zu den planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom
11.08.2015
3.2 Begrindung der planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom
11.08.2015
3.3 Beispiele zu den Nutzungsschablonen in der Fassung vom 11.08.2015
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TEIL I: BEGRUNDUNG DER PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN

zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013-11“ — Stand vom 11.08.2015

INHALT:

Raumlicher Geltungsbereich

R&umliche und strukturelle Situation
Bestehende Rechtsverhaltnisse
Vorbereitende Bauleitplanung
Erfordernis der Planung / Verfahren
Generelle Ziele und Zwecke der Planung

N o o bk~ DN

Auswirkungen der Planung

7.1 Versorgung und Entsorgung

7.2 Erschliel3ung

7.3 Umweltbelange

7.4 Immissionsschutz

7.5 Klimaschutz

Altlasten

Begrindung der planungsrechtlichen Festsetzungen

10. Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1 + 2) BauGB und Beteiligung der
Behorden gem. § 4 (1 + 2) BauGB
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1. RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Flache von ca. 2,69
ha, mit den Flurstiicken:

- Nr. 4060/1, 4062, 4064, 4065, 4070, 4071, 4000, 4000/1, 3992-7, 3998/1,
3999/1,2, 3990, 4059, 4059/1, 4055, 4055/1-7, 4054, 4053, 4052/1-4, 4051/1-3,
4046/1,2, 4047/1,2,

- Teilflachen der offentlichen StraRenverkehrsflachen Flursticke Nr. 6514
(Schillerstraf3e), 3998 (Weingassle), 6529 (HauffstralRe),

- offentlichen Wegeflachen Flurstlicke Nr. 3984/2, 3873/5,

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

Im Norden durch die Flurstiicke Nr. 6540, 4069, 4068/1+2, 4067, 4066, 4063, 4061,
4060/2 und durch Teilflachen der o&ffentliche Verkehrsflachen der
HindenburgstralRe und Max-Caspar-Strali3e,

Im Osten durch Teilflachen der offentlichen Verkehrsflachen der Merklinger Stral3e
und Hessestralle,

Im Siden durch die 6ffentlichen Flachen, Flurstiicke Nr. 6537 und 4044/7,

Im Westen  durch Teilflachen der o6ffentlichen Verkehrsflachen der Hauffstrae und
SchillerstraRe und durch die offentlichen Wegeflachen, Flurstiicke Nr.
4044/13, 6539 und einer Teilflache 6540.

2.  RAUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION

Das Plangebiet befindet sich am stidwestlichen Randbereich der Kernstadt von Weil der
Stadt, durch die ehemaligen Bahnflachen vom Stadtzentrum getrennt. Es handelt sich bei
den im Plangebiet befindlichen Flachen um Wohnbauflachen, die bis auf einige
.Baulucken" nahezu vollstandig mit Wohngebauden bebaut sind.

Die Ver- und Entsorgung, die Loschwasserversorgung und die VerkehrserschlieBung im
Plangebiet sind gesichert.
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3. BESTEHENDE RECHTSVERHALTNISSE

Der Bebauungsplan Waldenberg-Wirschig-2013-11 liegt im Geltungsbereich folgender
Bauleitplane:
- Baulinienplan ,Weingassle“, rechtskraftig seit 1936

- teilweise Bebauungsplan ,Waldenberg / Wirschig“, nicht in Kraft getreten.

4. UBERGEORDNETE PLANUNGEN / VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG

Flachennutzungsplan

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Weil der Stadt aus dem Jahr
1990 stellt innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs fir das Plangebiet
-Wohnbauflache" dar.

Lo

Natur- und Landschaftsschutz

Die von der Planung betroffene Flache liegt in keinem Landschaftsschutzgebiet oder in
der Nahe von Natur- und Vogelschutzgebieten.

Stadtentwicklungsplanung "Weil der Stadt 2020" (siehe nachfolgenden
Planausschnitt)

Der Flachennutzungsplan der Stadt Weil der Stadt ist seit 1990 in Kraft. Der erstellte
Generalverkehrsplan fur Weil der Stadt und der aktuelle Generalverkehrsplan fir Hausen
und Merklingen haben diesen Flachennutzungsplan erganzt, ebenso der Gesamtplan zur
Renaturierung und 6kologischen Verbesserung der Wirm.

Im Zusammenhang mit der notwendigen Fortschreibung des Flachennutzungsplans und
insbesondere auch im Hinblick auf den demographischen Wandel hat der Gemeinde-
rat im Jahr 2004 beschlossen, einen Stadtentwicklungsplan zu erstellen.
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http://www.weil-der-stadt.de/showobject.phtml?La=1&object=tx%7C632.748.1&i_fb=100%25&ModID=tx

Die Ausarbeitung des Stadtentwicklungsplans zéhlt gegenwartig zu den wichtigsten
Projekten der Stadtverwaltung und des Gemeinderats. Unter dem Stichwort "Weil der
Stadt 2020" wurden Leitlinien erarbeitet, in welche Richtung sich die Stadt in den
nachsten 15 bis 20 Jahren entwickeln soll und wie sie sich im regionalen Umfeld
positioniert. Das betrifft die gesamten Bereiche stadtischen Lebens: Umwelt und
Wirtschaft, Kultur und Soziales, Wohnen und Arbeiten, Verkehr und Versorgung, Bildung

und Freizeit und vieles mehr.

Stadtentwickiung
Weil der Stadt

Masterplan

Grundgerilst
[@5%.) Siediungsbereich (Schwarzplan der Gebiude)

Db-rﬁﬂdnn&lrﬂemﬂz
] (Bundes- Landes- Kreisstrallan)

[E] Walansche

Wassedsufe

Freiraumentwicklung / Okologie

[BH] Grones - 1

Blrgerpark

[E] Naharholungsgeblete

[mmE] Wormprojekt / Plenum Heckengiu
Wohnungsbau / Sledlungsfiichenentwicklung

Sledlungsentwicklung

@ Wohnbauentwickiung Auflanbereich
(1. FNP  Entwickiungsoptionen)

[#27] Wotnbaueniwickiung | Entwickiungsoptionen
[INIHHI] Potenzisie Innenentwickung

[‘] Starkung Wohnlunklion / nnenentwickiung
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5. ERFORDERNIS DER PLANUNG / VERFAHREN

Planungsanlass im Jahr 2013 waren stadtebauliche Defizite im Bereich des
rechtskraftigen Bebauungsplanes ,HindenburgstraRe / Waldenberg", die der Technische
Ausschuss bei der Behandlung eines Bauvorhabens konkret bei diesem Bebauungsplan
festgestellt hat.

Mit einer geplanten Anderung dieses Bebauungsplanes sollte vorrangig der bislang
gewachsene Bestand erhalten bleiben, aber auch Nachverdichtungsflachen erschlossen
werden. Zusatzlich sollte fur die Hindenburgstrale ein realistischer Ausbaustandard
planerisch festgelegt werden, um eine Verbesserung der derzeitigen Verkehrssituation zu
erzielen.

Daruber hinaus war vorgesehen, moglicherweise die Anzahl der Wohneinheiten und die
Zahl der erforderlichen Stellplatze planerisch vorzugeben und die Zuldssigkeit von
Dachaufbauten und Nebenanlagen grof3zugiger zu regeln.

Seitens der Stadtverwaltung wurde urspriinglich vorgeschlagen, den Abgrenzungsbereich
fur eine Bebauungsplananderung weiter zu ziehen und ebenfalls die angrenzenden
Bereiche mit aufzunehmen.

So enthélt der Bebauungsplan ,Weingafle* lediglich Baulinien aus dem Jahre 1936 und
l&sst ebenfalls viel Spielraum bei der Auslegung zu. Der Bebauungsplan ,Waldenberg /
Wirschig" war durch das Urteil des VG Stuttgart im Jahre 1999 nicht in Kraft getreten. Im
Bereich der Bebauungsplane ,,Josef-Anton-Gall-StraRe" (aus dem Jahre 1979) und
Waldenberg 1" (aus dem Jahre 1973) wurden in den vergangenen Jahren Uber
Befreiungen Anpassungen vorgenommen, bei denen nachhaltig kunftig einheitliche
Regelungen und Vorgaben fir die Bauherren festgelegt werden sollten. Auch war hier
denkbar, im Rahmen von Nachverdichtungen bei entsprechender Grundstiicksgro3e die
Baufenster entsprechend anzupassen.
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Die Stadt beabsichtigte daher, die vorhandenen in Ziffer 3 aufgefiihrten Bebauungsplane
uber ein Anderungsverfahren in einen ,neuen“ Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-
2013" zu uberfuhren. Mit Gemeinderatsbeschluss vom 16.07.2013 wurde der
Aufstellungsbeschluss fir den Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013" gefasst und
die Verwaltung beauftragt, die erforderlichen Schritte in die Wege zu leiten.

Da die Ausarbeitung dieser Planung insbesondere auch im Hinblick auf erforderliche
Bestandserhebungen voraussichtlich einen langeren Zeitraum in Anspruch nehmen wird,
die Ziele und Zwecke dieser projektierten Planung aber nicht durch zwischenzeitliche
Baumalnahmen und Nutzungsanderungen gefahrdet werden sollten, wurde der Erlass
einer flachendeckenden Veranderungssperre erforderlich.

Die Dauer der Veranderungssperre richtet sich hach den gesetzlichen Vorgaben des § 17
BauGB und betragt zunachst zwei Jahre. Die Veranderungssperre kann vorher ganz oder
teilweise aul3er Kraft treten, sofern die Voraussetzungen fir ihren Erlass weggefallen
sind, spatestens nach Abschluss der Bauleitplanung.

Im Anschluss an die bereits durchgefiihrte Behdrden- und Birgerbeteiligung hat sich die
Stadt entschlossen, den Gesamt-Bebauungsplan in 3 Teilbereiche zu gliedern —
Waldenberg-Wirschig-2013-I / Waldenberg-Wirschig-2013-Il / Waldenberg-Wirschig-
2013-l11. Jeder dieser Teilbebauungsplane wird als eigenstandiger Bebauungsplan in der
erneuten Behorden- und Biirgerbeteiligung 6ffentlich ausgelegt.

Ein Teilbereich im Westen des vormaligen Gesamt-Geltungsbereiches wurde nicht mehr
mit in die Planbereiche Waldenberg-Wirschig-2013 / | bis Ill aufgenommen. Dieses sind
Bereiche an der Schwabstrale und Wielandstral3e, der westliche Bereich der Josef-
Anton-Gall-StraBe sowie der westliche Bereich nérdlich an der HindenburgstralRe. Diese
Quartiere sind bis auf ein Grundstick komplett bebaut. Hier besteht kein planerischer
Handlungsbedarf.

8 13 BauGB — Vereinfachtes Verfahren

Das Anderungsverfahren zum Bebauungsplan soll nach § 13 BauGB im ,Vereinfachten
Verfahren“ durchgefiihrt werden. Die Grundziige der Planung werden nicht berthrt und
der sich aus der vorhandenen Eigenart der néheren Umgebung ergebende
Zulassigkeitsmaf3stab wird nicht verandert — die vorhandene Bestandsbebauung bleibt
erhalten. Die geplante Anderung der bestehenden Bebauungspléane unterliegen nicht der
Zulassigkeit von  Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nach Anlage 1 zum  Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht erforderlich machen und es
bestehen keine Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b genannten Schutzguter.

Im vereinfachten Verfahren kann daher von der Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB,
von einem Umweltbericht nach &8 2a BauGB sowie von der zusammenfassenden
Erklarung nach 8 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen werden.

Durchfuhrung im ,beschleunigten Verfahren*

Ein Bebauungsplan nach § 13 BauGB kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt
werden.

Im beschleunigten Verfahren kann von der frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit
nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie einer frihzeitigen Beteiligung der Behdrden und der
sonstigen Trager offentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden.

Zur besseren Burgerinformation und der Gewinnung aller planungsrelevanten Grundlagen
und Anregungen wird dennoch eine zweistufige Blrger- und Behdrdenbeteiligung
durchgefuhrt.
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6. GENERELLE ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

Grundsatzliches Planungsziel ist die Ubernahme der vorhandenen Bebauungen und
Gebietsstrukturen in die Bebauungsplananderung sowie eine harmonische Einbindung
einer Bebauungs- und Siedlungsstruktur flr noch unbebaute freie Grundstiicksflachen.
DarUber hinaus soll in Teilbereichen, primar in den Bereichen des Allgemeinen
Wohngebietes, die Méglichkeit einer baulichen Verdichtung geschaffen werden.

Bestehende Gebaude geniefRen selbstverstandlich Bestandsschutz.

Das Siedlungsprinzip beinhaltet wie in den bestehenden Bebauungsplanen und wie im
Bestand eine Bebauung mit Einzelhdusern, Doppelhdusern, Reihenhausern oder
Mehrfamilienh&usern in ein- bis dreigeschossiger Bauweise. Die vorhandenen Gebaude /
Gebaudegruppen weisen tberwiegend eine L&nge von unter 30 m und eine Tiefe von bis
zu 15 m auf.

Im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses wurden dem Bebauungsplan folgende
grundsétzlichen Planungsziele zugrunde gelegt:

Allgemeines Wohngebiet (WA) gemal § 4 BauNVO,

Vertragliche Nachverdichtung unter Berlicksichtigung der Bestandsbebauung,

Festsetzung einer héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse,

Festsetzungen einer hdchstzulassigen Grundflachenzahl (GR2) und

Geschol3flachenzahl (GFZz),

e Festsetzungen einer hochstzulassigen Wandhéhe (WH) sowie  einer
hdchstzulassigen Gebaudehthe (GH) bergseitig Uber vorhandenem Geléande bzw.
StraRenniveau,

. .-abweichende Bauweise" mit einer Beschrédnkung der Gebaudeldngen und der
Gebaudetiefen,

e Festsetzung der Zahl der Wohneinheiten,

e Errichtung von Zisternen zur Regenwasserriickhaltung bei Neubebauungen,

o Festlegung der Zahl der erforderlichen Stellplatze pro Wohneinheit.

7. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG
7.1 Versorgung und Entsorgung
Die notwendigen Anlagen zur Ver- und Entsorgung des Planbereichs sind vorhanden.

Grundstiicksentwasserung:

Die Entwéasserung fir das Plangebiet erfolgt wie im Bestand Uber die vorhandene
Mischwasserkanalisation.

Dariber hinaus sind bei Neubebauungen Zisternenanlagen zur Rickhaltung der
Niederschlagswasser auf den jeweiligen Grundstiicken zu errichten. Auf dem Grundsttick
sind Zisternen mit mindestens 4 cbm Ruckhaltevolumen zu errichten. Die Zisterne kann
entweder zur Rickhaltung von 4 cbm ohne Brauchwassernutzung ausgefihrt, oder auch
als kombinierte Variante mit zuséatzlichem Brauchwasservolumen gewahlt werden.

Beide Varianten muissen eine selbsttatige, gedrosselte Entleerung des
Ruckhaltevolumens nach Abklingen des Regenereignisses in den offentlichen Kanal
aufweisen. Das Rickhaltevolumen ist zusatzlich zum Speichervolumen der Zisterne
vorzuhalten.
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7.2 Erschliel3ung

Die verkehrstechnische Anbindung des Plangebietes erfolgt tber die bestehenden
ErschlielBungsstralRen.

7.3 Umweltbelange

Umweltbezogene Aussagen sind nicht erforderlich. Im vereinfachten Verfahren kann von
der Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB und von einem Umweltbericht nach § 2a
BauGB abgesehen werden.

7.4 Immissionsschutz

Im Rahmen der Neuordnung des Gebietes wurden die Einwirkungen des Stral3en- und
Schienenverkehrslarmes (Max-Caspar-Stral3e, gepl. Hesse-Bahn) auf bestehende bzw.
kunftige schutzwirdige Nutzungen (Wohnen, Biro) durch entsprechende passive
Schallschutzmafinahmen planungsrechtlich bertcksichtigt.

7.5 Klimaschutz

Das Plangebiet befindet sich am sudwestlichen Randbereich der Kernstadt von Weil der
Stadt, durch die ehemaligen Bahnflachen vom Stadtzentrum getrennt. Es handelt sich bei
den im Plangebiet befindlichen Flachen um Wohnbauflachen, die bis auf einige
.Baulicken” nahezu vollstandig mit Wohngebauden bebaut sind.

Durch die Planung werden vorhandene Kaltluftentstehungsflachen, die einen
wesentlichen Beitrag zu einem guten Stadtklima leisten, von der Planung nicht betroffen.

Im Rahmen von kiinftigen Neubebauungen werden die Anforderungen der
Energieeinsparverordnung (EnEV) zugrunde gelegt.

Als dem Klimawandel entgegenwirkende MafBhahmen und zur Regenwasserriickhaltung
sind bei Neubebauungen die Dacher (inkl. Carports) mit einer Neigung bis 15° zu
begriinen. Ebenfalls zur Regenwasserriickhaltung sind Zisternen mit mindestens 4 cbm
Ruckhaltevolumen zu errichten. Darliber hinaus sind Solar- und Photovoltaikanlagen
zulassig und erwinscht.

8. ALTLASTEN

Kennzeichnungspflichtige Flachen nach § 9 (5) BauGB sind nicht bekannt. Im Plangebiet
ist keine Altlastenverdachtsflache dargestellt.

9. BEGRUNDUNG DER PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN

Die wesentlichen planungsrechtlichen Festsetzungen der bestehenden Bebauungspléne
sind tbernommen worden.
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Art der baulichen Nutzung
Von der Art der baulichen Nutzung setzt der Bebauungsplan ein Allgemeines Wohngebiet
(WA) im Sinne von § 4 BauNVO fest.

Mit den als zuldssig und ausnahmsweise zuldssig festgesetzten Nutzungen im
Allgemeinen Wohngebiet — Wohngebaude, die der Versorgung des Gebietes dienenden
Laden sowie nicht stdrende Handwerksbetriebe, Anlagen fiir gesundheitliche Zwecke,
sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe und Betriebe des Beherbergungsgewerbes soll
den vorhandenen Nutzungsstrukturen Rechnung getragen werden.

Durch den Ausschluss von Schank- und Speisewirtschaften sollen Stérungen der
vorhandenen Gebietsstruktur vermieden werden. Der Ausschluss von Anlagen fur
kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecken ist erforderlich, da diese Nutzungen
aufgrund der umgebenden Strukturen nicht in Betracht kommen. Der Ausschluss von
Gartenbaubetriebe und Tankstellen ist erforderlich, da diese Nutzungen nicht
gebietsvertraglich sind. Anlagen flr Verwaltung sind ausreichend im Stadtzentrum
vorhanden.

Mal3 der baulichen Nutzung

Bei der Festsetzung des Mal3es der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gem. § 16
Abs. 3 BauNVO stets die Grundflachenzahl oder die GroRRe der Grundflachen der
baulichen Anlagen sowie die Zahl der Vollgeschosse oder die Hohe der baulichen
Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 6ffentliche Belange, insbesondere
das Orts- und Landschaftsbild, beeintrachtigt werden kénnen.

Der Bebauungsplan tragt dieser MalRgabe dadurch Rechnung, dass er eine
hochstzulédssige Zahl der Vollgeschosse, eine hdchstzulassige Grundflachenzahl (GRZ)
und Geschossflachenzahl (GFZ) sowie eine hochstzulassige Wandhohe (WH) und eine
hochstzulassige Gebaudehohe (GH) in Meter bergseitig gemessen Uber dem
vorhandenen mittleren Gelande festsetzt. Zusatzlich wird fir Gebaude / Gebaudegruppen
die max. Gebaudelange und Gebéaudetiefe festgesetzt.

Die Obergrenzen des Mal3es der baulichen Nutzung gem. § 17 (1) BauNVO werden
eingehalten. Gemall § 19 (4) BauNVO darf die zulassige Grundflache bis zu 50 %
Uberschritten werden. In Ausnahmefallen darf die zulassige Grundflache bei baulichen
Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache (Tiefgaragen) bis zu einer GRZ von 0,8
Uberschritten werden.

Insgesamt soll hierdurch vor allem bei den vorhandenen noch unbebauten Grundstticken
eine stadtebaulich abgestimmte bauliche Entwicklung mit homogenem Erscheinungsbild
erzielt werden unter Berucksichtigung der umgebenden Bebauung.

Bauweise und uberbaubare Grundstiicksflachen

In Anbetracht der bereits vorhandenen Wohnbebauungen wird im Plangebiet eine
.-abweichende Bauweise" mit Gebdudelangen bis max. 30 m und einer Gebaudetiefe bis
max. 15 m festgesetzt.

Die Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflachen erfolgt durch Baugrenzen, tber
die nicht hinaus gebaut werden darf — Uberschreitungen durch Dachvorspriinge und
untergeordnete Bauteile sind zuldssig. Gebaude und Anlagen kénnen jedoch durchaus
dahinter  zurlickbleiben. Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden unter
Bezugnahme auf die geplante Nutzung in Abhangigkeit der sonstigen Festsetzungen
flichenhaft ausgewiesen und sollen die kiinftige Bebauung mit einem angemessenen
Spielraum zulassen. Die baurechtlich erforderlichen Abstandsflachen mussen eingehalten
werden.
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Hochstzulassige Zahl der Wohneinheiten
Unter Berlcksichtigung der Bestandsbebauungen wurde im Plangebiet die
hdchstzulassige Zahl der Wohneinheiten pro Wohngebaude beschrankt.

Verkehrliche ErschlieBung

Die verkehrstechnische Anbindung des Plangebietes erfolgt wie im Bestand Uber die
vorhandenen ErschlieBungsstralen. Die Anordnung der Flachen fur Stellplatze ist auf
dem gesamten Grundsttick méglich.

Sonstige Regelungen fir das Baugebiet
Fur die Rickhaltung der Niederschlagswasser wurden zusatzliche Festsetzungen
getroffen.

10. BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT GEM. & 3 (1+2) BAUGB UND
BETEILIGUNG DER BEHORDEN GEM. § 4 (1+2) BAUGB

Am 16.07.2013 hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung den Aufstellungsbeschluss
zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013" gefasst.

Die Burger wurden Uber die Planungsziele bereits frihzeitig informiert werden. Vom
16.06.2014 bis 18.07.2014 fand die frihzeitige Beteiligung der Birger und der Behdrden
statt.

Am 29.07.2014 hat der Gemeinderat in offentlicher Sitzung den Auslegungsbeschluss
zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 07.08.2014 lag der Bebauungsplan vom 18.08.2014
bis 19.09.2014 zur 6ffentlichen Einsichtnahme aus.

Aufgrund der Aufteilung des bisherigen Bebauungsplans in drei Teilbereiche und
aufgrund von Anderungen der Festsetzungen hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung
am 19.05.2015 den erneuten (2.) Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan
~WaldenbergWirschig-2013-11" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 28.05.2015 lag der Bebauungsplan vom 08.06.2015
bis 08.07.2015 zur erneuten (2.) 6ffentlichen Einsichtnahme aus.

Aufgrund von Anderungen in der Planung hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung am
27.10.2015 den nochmals erneuten (3.) Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan
~WaldenbergWirschig-2013-11" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 05.11.2015 lag der Bebauungsplan vom 13.11.2015
bis 16.12.2015 zur nochmaligen erneuten (3.) offentlichen Einsichtnahme aus.
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TEIL Il:  ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013-11*

1. Ortliche Bauvorschriften
(Gestaltungsvorschriften gem. § 74 LBO)

1.1  AuRere Gestaltung baulicher Anlagen §74(1)1 LBO

Nicht zuladssig zur Fassadengestaltung sind folgende
Materialien:

Grelle und glanzende Materialien und Farben, verspiegelte
Glasflachen. Solar- und Photovoltaikanlagen sind hiervon
ausgenommen.

1.2 Dachform und Dachgestaltung §74(1)1 LBO

Zuldssig sind Satteldacher (SD), Walmdacher (WD),
Pultdéacher (PD) und Flachdacher (FD).

1.3  Dacheindeckung §74(1)1 LBO

Die Dachflachen der geneigten Déacher sind mit
Dachziegeln, Dachsteinen oder beschichteten
Metallelementen in brauner, roter, rotbrauner, grauer Farbe
oder in Anthrazit einzudecken.

Fur Dachgauben ist eine abweichende Eindeckung zulassig.
Glanzende sowie spiegelnde Eindeckungsmaterialien sind
mit Ausnahme von Solar- und Photovoltaikanlagen
unzulassig.

1.4  Dachaufbauten §74(1)1 LBO

Nur bei Uber 30° geneigten Dachern sind Dachaufbauten
zulassig.

Pro Dachseite ist nur eine Form von Dachaufbauten
zulassig.

Querbauten und untergeordnete Vorbauten (Quergiebel,
Erker) sind zul&ssig.

Die Breite von untergeordneten Vorbauten, Querbauten,
Dacheinschnitten und Dachaufbauten (Gauben) darf max. %2
der Lange des Hauptfirstes betragen. Der Abstand muss
mind. 0,3 m in der Waagerechten zum First und mindestens
1,0 m zum Ortgang betragen.

Die Errichtung von Sonnenkollektoren ist bei geneigten
Déachern erwiinscht.

Bei geneigten Dachern sind diese in die Dacheindeckung zu
integrieren.
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Bei Flachdachern darf die Aufstanderung eine Hohe von
max. 0,30 m Uber OK Attika nicht Gberschreiten.

15 Gestaltung der unbebauten Grundstiicksflachen §74(1)3 LBO

Innerhalb der Baugrundsticke sind fur Zufahrten und offene
Stellplatze nur  wasserdurchlassige  Belage  (z.B.
Rasengittersteine/Rasenpflaster, wasserdurchlassiges
Betonpflaster, Schotterrasen oder Pflaster mit breiten
Fugen) zulassig. Sonstige unbefestigte Grundstiicksflachen
sind als Griinflachen anzulegen.

1.6  Aufschuttungen, Abgrabungen, Stitzmauern §74(1)3 LBO

Veranderungen des natirlichen Gelandes (Aufschittungen
und Abgrabungen) sind nur zur Integration der Geb&ude,
befestigten Freiflichen und zum Anschluss an die Stralie
zugelassen. Im Grenzbereich zum Nachbargrundstiick sind
Aufschittungen  und  Abgrabungen Gber 1,0 m
Hohenunterschied gegeniber dem Urgelande nur
ausnahmsweise zuldssig. Hohere Abgrabungen sind direkt
an Wohngeb&uden fir Lichthofe zulassig.

Zur  Uberbriickung von  Hoéhenunterschieden  sind
Boschungen mit Neigungen von 1:1,5 oder flacher erlaubt.
Stutzmauern entlang offentlichen Flachen sind ab einer
Hohe von 1,0 m nur ausnahmsweise zulassig. Abweichend
zu 8 50 Abs. (1) LBO sind diese Stitzmauern mit den
erforderlichen Absturzsicherungen genehmigungspflichtig.
Stutzmauern sind zur Sicherung des StralRenunterbaus
mind. 30 cm von der Bordsteinkante abzuriicken.

Bei den eingereichten Unterlagen zum Bauvorhaben ist
grundsatzlich ein Gelandeschnitt mit Darstellung des
vorhandenen und geplanten Gelandeverlaufes sowie der
Anschluss an die Verkehrsflachen beizulegen.

Gegeniber Nachbargrundstiicken bemessen sich die Hohe
und der Abstand nach dem Nachbarrecht.

1.7 Einfriedungen 8§74 (1)3 LBO

Einfriedungen mussen zur 6ffentlichen Verkehrsflache einen
Mindestabstand von 0,30 m einhalten. Geschlossene
Einfriedungen entlang 6ffentlicher Flachen durfen eine Hohe
von 1,20 m nicht Uberschreiten. Offene Einfriedungen
entlang offentlicher Flachen durfen eine Hohe von 1,50 m
nicht Uberschreiten. Gegeniiber Nachbargrundstiicken
bemessen sich die HOhe und der Abstand nach dem
Nachbarrecht.

STADT WEIL DER STADT BEBAUUNGSPLAN ,WALDENBERG-WIRSCHIG-2013-II*
Seite 3von 9



1.8  Werbeanlagen §74(1)2 LBO

sind nur an der Statte der Leistung und innerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulédssig. Sie durfen eine
GroRRe von 1,0 m2 nicht Uberschreiten. Werbeanlagen sind
auf Dachflachen nicht zuldssig. Es sind nur unbeleuchtete
Werbeanlagen zulassig.

1.9 Stellplatznachweis §74(2)2 LBO

Pro Wohneinheit (WE) betragt die erforderliche Zahl der
Stellplatze:

- bei WE < 50 m2 Wohnflache

- bei WE von 50 m2 - 90 m2 Wohnflache
- bei WE > 90 m2

1,0 Stellplatz
1,5 Stellplatze
2,0 Stellplatze

Bei der Berechnung der erforderlichen Zahl der Stellplatze
sind 0,5 Werte aufzurunden. Der Stauraum vor Garagen
wird nicht als Stellplatz angerechnet.

1.10 MaRRnahmen far die Ruckhaltung von Niederschlags- 874(3)2 LBO
wasser

Die Regenwasserrickhaltung hat auf dem jeweiligen
Grundstuck zu erfolgen. Auf dem Grundstiick sind Zisternen
mit mindestens 4 cbm Riickhaltevolumen zu errichten. Die
Zisterne kann entweder zur Rickhaltung von 4 cbm ohne
Brauchwassernutzung ausgeftuhrt, oder auch als kombinierte
Variante mit zusatzlichem Brauchwasservolumen gewahlt
werden.

Beide Varianten missen eine selbsttatige, gedrosselte
Entleerung des Rickhaltevolumens nach Abklingen des
Regenereignisses in den o6ffentlichen Kanal aufweisen. Das
Ruckhaltevolumen ist zusatzlich zum Speichervolumen der
Zisterne vorzuhalten.

Dachflachen die mit Kupfer, Zink oder Blei beschichtet sind
durfen nicht an eine Zisternenanlage mit NotlUberlauf
angeschlossen werden. Bei der Verwendung von
Brauchwasser aus Zisternen fir die WC-Spilung und als
Waschmaschinenanschluss ist fir das Brauchwasser ein
von der Trinkwasserversorgung getrenntes Leitungssystem
zu installieren und muss beim Gesundheitsamt gemaf § 13
TrinkwV 2001 sowie beim ortlichen Wasserwerk angezeigt

werden.
2. Anlagen zu den Ortlichen Bauvorschriften
2.1 Lageplan zu den Ortliche Bauvorschriften in der Fassung vom
11.08.2015
2.2 Begrundung der Ortlichen Bauvorschriften in der Fassung vom
11.08.2015
STADT WEIL DER STADT BEBAUUNGSPLAN ,WALDENBERG-WIRSCHIG-2013-11*

Seite 4 von 9



TEIL Il: BEGRUNDUNG DER ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013-11“ — Stand vom 11.08.2015

INHALT:

Raumlicher Geltungsbereich

R&umliche und strukturelle Situation
Bestehende Rechtsverhaltnisse
Begrindung der o6rtlichen Bauvorschriften

Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1+2) BauGB und Beteiligung der
Behorden gem. § 4 (1+2) BauGB

a r wDnh e
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1. RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Flache von ca. 2,69
ha, mit den Flurstiicken:

- Nr. 4060/1, 4062, 4064, 4065, 4070, 4071, 4000, 4000/1, 3992-7, 3998/1,
3999/1,2, 3990, 4059, 4059/1, 4055, 4055/1-7, 4054, 4053, 4052/1-4, 4051/1-3,
4046/1,2, 4047/1,2,

- Teilflachen der offentlichen StraRenverkehrsflachen Flursticke Nr. 6514
(Schillerstraf3e), 3998 (Weingassle), 6529 (HauffstralRe),

- offentlichen Wegeflachen Flurstlicke Nr. 3984/2, 3873/5,

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

Im Norden durch die Flurstiicke Nr. 6540, 4069, 4068/1+2, 4067, 4066, 4063, 4061,
4060/2 und durch Teilflachen der o&ffentliche Verkehrsflachen der
HindenburgstralRe und Max-Caspar-Strali3e,

Im Osten durch Teilflachen der offentlichen Verkehrsflachen der Merklinger Stral3e
und Hessestralle,

Im Siden durch die 6ffentlichen Flachen, Flurstiicke Nr. 6537 und 4044/7,

Im Westen  durch Teilflachen der o6ffentlichen Verkehrsflachen der Hauffstrae und
SchillerstraRe und durch die offentlichen Wegeflachen, Flurstiicke Nr.
4044/13, 6539 und einer Teilflache 6540.

2.  RAUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION

Das Plangebiet befindet sich am stdwestlichen Randbereich der Kernstadt von Weil der
Stadt, durch die ehemaligen Bahnflachen vom Stadtzentrum getrennt. Es handelt sich bei
den im Plangebiet befindlichen Flachen um Wohnbauflachen, die bis auf einige
.Baulucken" nahezu vollstandig mit Wohngebauden bebaut sind.

Die Ver- und Entsorgung, die Loschwasserversorgung und die VerkehrserschlieBung im
Plangebiet sind gesichert.

STADT WEIL DER STADT BEBAUUNGSPLAN ,WALDENBERG-WIRSCHIG-2013-11
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3. BESTEHENDE RECHTSVERHALTNISSE

Der Bebauungsplan Waldenberg-Wirschig-2013-11 liegt im Geltungsbereich folgender
Bauleitplane:

- Baulinienplan ,Weingassle"“, rechtskraftig seit 1936

- teilweise Bebauungsplan ,Waldenberg / Wirschig“, nicht in Kraft getreten.

4. BEGRUNDUNG DER ORTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN

Die wesentlichen o6rtlichen Bauvorschriften der bestehenden Bebauungspléane sind
Ubernommen worden.

Die drtlichen Bauvorschriften zur duf3eren Gestaltung der baulichen Anlagen und zu
Werbeanlagen sind erforderlich, um bei Neubebauungen die notwendige
Gestaltungsqualitat zur umgebenden Bestandsbebauung sicherzustellen. Sie lassen den
Bauherren dennoch ausreichend gestalterischen Spielraum.

Die ortlichen Bauvorschriften zu den Dachformen lassen Sattel-, Walm, Pult- und
Flachdacher zu. Die Vorschrift orientiert sich an der Bestandsbebauung und soll eine
Durchmischung verschiedener Dachformen ermdglichen.

Es wurden Vorschriften zur Dachgestaltung, Dachaufbauten und Dacheindeckung
getroffen, die eine auf den Einzelfall angepasste Bauform ermdglichen. Dies bezieht sich
in erster Linie auf untergeordnete Bauteile wie Gauben, Quergiebel und Nebenfirste. Die
Regelungen fur Dachaufbauten entbinden nicht von der Beachtung anderer
bauordnungsrechtlicher  Vorschriften, speziell von den Vorschriften zu den
Abstandsflachen und den Vorschriften zum Brandschutz.

Bei den vorhandenen Flachdachbebauungen wurden Anregungen und Winsche von
Eigentiimern berucksichtigt, bei Flachdachern im Hinblick auf mangelhafte Dichtigkeit von
Eindeckungen leicht geneigte Sattel- oder Pultdachaufsatze zu erméglichen.

Die Vorschriften zur Gestaltung der unbebauten Grundstiicksflachen sind erforderlich, um
insbesondere dem Boden- und Umweltschutz Rechnung zu tragen.

Die ortlichen Bauvorschriften zu bestimmten Arten der zulédssigen Einfriedungen und
deren Abstand von 0,30 m zur Verkehrsfliche sind aus Grinden der
StralBenraumgestaltung erforderlich. Erfahrungsgemafl? werden im landlichen Raum
Uberwiegend Lebend-Einfriedungen in Form von Hecken oder Zaune errichtet. Durch den
Abstand zu Verkehrsflachen kann gewahrleistet werden, dass gerade bei
Heckenstrukturen, ein Sicherheitsabstand zur Fahrbahn eingehalten wird.

Die Einschrankung von Geldndeveranderungen dient in erster Linie dazu, homogene und
zusammenhangend gestaltete Frei- und Gartenflachen entstehen zu lassen. Der
Charakter des urspriinglichen Gelandes soll dabei ablesbar bleiben. Bei der Formulierung
der Regelung wird jedoch beriicksichtigt, dass aufgrund der vorhandenen Topographie
Gelandeveranderungen erforderlich werden, um eine Einfigung der Geb&ude in die
Gelandesituation und die Anbindung an die ErschlieBungsflachen zu erméglichen.

Als dem Klimawandel entgegenwirkende Mafinahmen und zur Regenwasserriickhaltung
sind bei Neubebauungen Zisternen mit mindestens 4 cbm Rickhaltevolumen zu
errichten. Dariiber hinaus sind Solar- und Photovoltaikanlagen zuldssig und erwiinscht.
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Erhohung der Stellplatzverpflichtung fur Wohnungen

Nach 8§ 74 Abs. 2 LBO koénnen verkehrliche oder stadtebauliche Grinde die Erhéhung der
Stellplatzverpflichtung rechtfertigen. Im vorliegenden Baugebiet trifft dies zu:

Allgemeine Grinde:

Nach dem Landesentwicklungsplan Baden-Wirttemberg gehért die Stadt Weil der Stadt,
im Landkreis Béblingen gelegen, zum Verdichtungsraum Stuttgart.

»Zur Sicherung der landesweit bedeutsamen Funktionen der Verdichtungsraume ist auf
ihre angemessene Einbindung in grof3rdumige Verkehrs- und Kommunikationsnetze
hinzuwirken und der Leistungsaustausch mit anderen Landesteilen zu gewahrleisten
(Plansatz 2.2.2.1). Dies setzt eine gute Erreichbarkeit der Verdichtungsraume aus
benachbarten R&umen voraus.”

- - . . 2Zur Dampfung weiterer Zuwachse im motorisierten Individualverkehr sind die
Leistungsfahigkeit und Attraktivitat des 6ffentlichen Personennahverkehrs zu steigern, der
Ausbau des offentlichen Nahverkehrs voranzutreiben und ein paralleler Ausbau des
StralRennetzes moglichst zu vermeiden (Plansatz 2.2.3.5)."

Weil der Stadt ist derzeit nicht optimal ausreichend an das offentliche
Personennahverkehrsnetz angeschlossen. Der o6ffentliche Personennahverkehr in Weil
der Stadt deckt lediglich den noétigsten Bedarf ab. Daher ist auch in Zukunft verstarkt mit
einer Zunahme der Anzahl der Kraftfahrzeuge zu rechnen, vor allem vor dem Hintergrund
nach wachsender Mobilitat in der Bevolkerung. Ein Ausbau des Offentlichen
Personennahverkehrs kann zwar in Verdichtungsrdumen zu weiteren Verbesserungen
fuhren, er kann jedoch in der Regel sicherlich nicht zu einer gleichwertigen Alternative
zum motorisierten Individualverkehr ausgebaut werden. So ist davon auszugehen, dass
die Haushalte i.d.R. mit mehr als einem Kraftfahrzeug ausgestattet sind, um die fur die
tagliche Lebensfiihrung notwendige Mobilitdt aufbringen zu kénnen.

Griinde des Verkehrs:

Zweck der Stellplatzverpflichtung ist es, den von der baulichen Anlage ausgelosten
ruhenden Verkehr aul3erhalb der offentlichen Verkehrsflachen unterzubringen, um die
Sicherheit und Leistungsfahigkeit des 6ffentlichen Verkehrs nicht zu beeintrachtigen.

Fir den ruhenden Verkehr stehen im Planbereich keine offentlichen Stellplatze zur
Verfigung.

Griinde des Stadtebaus:

Die durch die LBO festgesetzte Stellplatzzahl von 1 Stellplatz je Wohnung liegt weit unter
dem Niveau des realen Stellplatzbedarfes, so dass der Parkierungsdruck auf die
offentlichen Verkehrsflachen sich noch weiter verstarken wirde. Auch aus stadtebaulicher
Sicht besteht kunftig keine Moglichkeit mehr, die unterschiedlichen Baugebietsarten,
dichte oder weniger dichte Bebauung sowie die verschiedenen Bebauungsformen, wie
Einfamilien- oder Mehrfamilienwohnhauser bei der Festlegung der Stellplatzzahl zu
bericksichtigen. Mit der Erhéhung der Stellplatzverpflichtung fur Wohnungen soll dieser
Entwicklung entgegen gewirkt werden.

Die Erh6hung der Stellplatzzahl fuhrt auch dazu, dass die auf den privaten Grundstticken
entstehende Stellplatzverpflichtung auch tatséchlich dort abgedeckt werden muss und die
Inanspruchnahme des Stral3enraumes zum Abstellen von Fahrzeugen reduziert wird.

Aus den genannten Grinden ist eine Erhohung der Stellplatzzahl je Wohnung
erforderlich. In den ortlichen Bauvorschriften wurde nachfolgender Stellplatzschlissel
aufgenommen:

- bei WE < 50 m2 Wohnflache

- bei WE von 50 m2 - 90 m2 Wohnflache

- bei WE > 90 m2

1,0 Stellplatz
1,5 Stellplatze
2,0 Stellplatze
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5. BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT GEM. § 3 (1+2) BAUGB UND
BETEILIGUNG DER BEHORDEN GEM. § 4 (1+2) BAUGB

Am 16.07.2013 hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung den Aufstellungsbeschluss
zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013" gefasst.

Die Burger wurden Uber die Planungsziele bereits frihzeitig informiert werden. Vom
16.06.2014 bis 18.07.2014 fand die frihzeitige Beteiligung der Birger und der Behoérden
statt.

Am 29.07.2014 hat der Gemeinderat in offentlicher Sitzung den Auslegungsbeschluss
zum Bebauungsplan ,Waldenberg-Wirschig-2013" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 07.08.2014 lag der Bebauungsplan vom 18.08.2014
bis 19.09.2014 zur 6ffentlichen Einsichtnahme aus.

Aufgrund der Aufteilung des bisherigen Bebauungsplans in drei Teilbereiche und
aufgrund von Anderungen der Festsetzungen hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung
am 19.05.2015 den erneuten (2.) Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan
~WaldenbergWirschig-2013-11" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 28.05.2015 lag der Bebauungsplan vom 08.06.2015
bis 08.07.2015 zur erneuten (2.) 6ffentlichen Einsichtnahme aus.

Aufgrund von Anderungen in der Planung hat der Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung am
27.10.2015 den nochmals erneuten (3.) Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan
~WaldenbergWirschig-2013-11" gefasst.

Nach amtlicher Bekanntmachung am 05.11.2015 lag der Bebauungsplan vom 13.11.2015
bis 16.12.2015 zur nochmaligen erneuten (3.) offentlichen Einsichtnahme aus.

Plan aufgestellt am: 11.08.2015

Planer:

PLAN
WERK
STATT

Rainer WalBmann
Stadtplaner, Dipl.-Ing. (TU)

BodanstraRe 38
88079 Kressbronn

Telefon +49 (0) 7543 962 98 13

Mobil +49 (0) 173 599 23 75
Fax +49 (0) 7543 962 98 20
E-Mail rainer.wassmann@

planwerkstatt-bodensee.de

Kressbronn, den
Rainer WalRmann, Stadtplaner
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TEIL I + 11 VERFAHRENSVERMERKE

zum Bebauungsplan und zu den Ortlichen Bauvorschriften ,Waldenberg-Wirschig-2013-1*

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschlisse durch den Gemeinderat am  16.07.2013

2. Bekanntmachung der Aufstellungsbeschliisse gem. § 2 (1) BauGB am  12.06.2014

3. Bekanntmachung der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit am  12.06.2014

4. Friuhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und Behdrden vom 16.06.2014
bis 18.07.2014

5. Billigung des Bebauungsplanentwurfes und der Ortlichen am  29.07.2014

Bauvorschriften und Auslegungsbeschliisse durch den Gemeinderat

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und der Ortlichen am  19.05.2015
Bauvorschriften und 2. Auslegungsbeschlisse durch den Gemeinderat

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und der Ortlichen am  27.10.2015
Bauvorschriften und 3. Auslegungsbeschliisse durch den Gemeinderat

6. Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegungen am  07.08.2014
Bekanntmachung der 2. 6ffentlichen Auslegungen am  28.05.2015
Bekanntmachung der 3. 6ffentlichen Auslegungen am  05.11.2015

7. Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes und der Ortlichen vom 18.08.2014
Bauvorschriften mit Begriindungen i. d. Fassung vom 22.07.2014 bis 19.09.2014
gem. 8 3 (2) BauGB

2. Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes und vom 08.06.2015
der Ortlichen Bauvorschriften mit Begriindungen i. d. Fassung bis 08.07.2015
vom 23.03.2015 gem. § 3 (2) BauGB

3. Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes und vom 13.11.2015
der Ortlichen Bauvorschriften mit Begriindungen i. d. Fassung bis 16.12.2015
vom 11.08.2015 gem. § 3 (2) BauGB

8. Satzungsbeschlisse durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB am
und § 74 (7) LBO

AUSFERTIGUNG

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses Bebauungsplanes und der Ortlichen Bauvorschriften
stimmt mit den Satzungsbeschlissenvom ........ 2016 Uberein.
Die Verfahren wurden ordnungsgemalf durchgefihrt.

Weil der Stadt ,den
(BURGERMEISTER)

STADT WEIL DER STADT EBAUUNGSPLAN ,WALDENBERG-WIRSCHIG-2013-II*



	PLANZEICHENERKLÄRUNG
	TEIL i:  begründung der planungsrechtlichen  FESTSETZUNGEN
	Stadtplaner, Dipl.-Ing. (TU)
	___________________________________
	Satzung_ÖBV_III_11.08.15_für GR.pdf
	Stadtplaner, Dipl.-Ing. (TU)
	___________________________________

	Satzung_ÖBV_II_11.08.15_für GR.pdf
	Stadtplaner, Dipl.-Ing. (TU)
	___________________________________

	Satzung_Verf.vermerke_II_11.08.15_für GR.pdf
	TEIL I + II   VERFAHRENSVERMERKE
	VERFAHRENSVERMERKE    


